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Beschluss   des Grossen Gemeinderats von Zug Nr. 1606  

betreffend Schul- und Quartierspielplatz Riedmatt: Neubau; Baukredit 

 

 

Der Grosse Gemeinderat von Zug beschliesst in Kenntnis von Bericht und Antrag des Stadt-

rats Nr. 2296 vom 18. Februar 2014: 

 

1. Für den neuen Schul- und Quartierspielplatz Riedmatt wird ein Baukredit von brutto 

CHF 450‘000.00 inkl. MWST zu Lasten der Investitionsrechnung, Konto 2250, Objekt 

995, Riedmatt: Spielplatz, bewilligt. 

 

2. Dieser Kredit erhöht oder senkt sich entsprechend dem Zürcher Baukostenindex (Stand 

1. April 2013).  
 

3. Die Investition von CHF 450‘000.00  wird mit jährlich 10% abgeschrieben (§ 14 Abs. 3 

Bst. b Finanzhaushaltgesetz). 

 

4. Dieser Beschluss tritt sofort in Kraft. Er wird im Amtsblatt des Kantons Zug veröffent-

licht und in die Amtliche Sammlung der Ratsbeschlüsse aufgenommen. 

 

5. Der Stadtrat wird mit dem Vollzug beauftragt. Auf den von der Stiftung „Denk an 

mich“ in Aussicht gestellten Beitrag wird verbunden mit dem bestem Dank verzichtet. 

Die Stiftung wird ersucht, den Beitrag einer wirtschaftlich weniger leistungsfähigen 

Organisation oder Institution zukommen zu lassen. 

 

6. Gegen diesen Beschluss kann  

a) gemäss § 17 Abs. 1 des Gemeindegesetzes in Verbindung mit §§ 39 ff. des Verwal-

tungsrechtpflegegesetzes beim Regierungsrat des Kantons Zug, Postfach, 6301 Zug, 

schriftlich Verwaltungsbeschwerde erhoben werden. Die Beschwerdefrist beträgt 

20 Tage und der Fristenlauf beginnt am Tag nach der Veröffentlichung im Amts-

blatt. Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begründung enthalten. 

Der angefochtene Beschluss ist genau zu bezeichnen. Die Beweismittel sind zu be-

nennen und soweit möglich beizulegen. 
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b) gemäss § 17bis des Gemeindegesetzes in Verbindung mit §§ 67 ff. des Wahl- und 

Abstimmungsgesetzes wegen Verletzung des Stimmrechts beim Regierungsrat des 

Kantons Zug, Postfach, 6301 Zug, schriftlich Stimmrechtsbeschwerde erhoben wer-

den. Die Beschwerdefrist beträgt zehn Tage und der Fristenlauf beginnt am Tag 

nach der Veröffentlichung im Amtsblatt. Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag 

und eine Begründung enthalten. Der angefochtene Beschluss ist genau zu bezeich-

nen. Die Beweismittel sind zu benennen und soweit möglich beizulegen. 

 

 

 

Zug, 8. April 2014 

 

Karin Hägi Beat Moos 

Vizepräsidentin Stadtschreiber-Stv. 

 


